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Sachgebiet 613 

Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Februar 1970 

III/l — 68070 — E — Al 1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Entwürfe 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates über die Eröffnung, Aufteilung 
und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontingents für 
Aluminiumoxyd der Tarifnummer ex 28.20 A des Gemein- 
samen Zolltarifs 

eine Verordnung des Rates über die Eröffnung, Aufteilung 
und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontingents für 
Ferrosiliziumchrom der Tarif nummer 73.02 E II des Gemein- 
samen Zolltarifs. 

Diese Entwürfe sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 14. Januar 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Entwürfen ist 
nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Entwürfe durch den 
Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Entwürfen übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudccrei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Entwurf für eine Verordnung des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemein- 
schaftszollkontingents für Aluminiumoxyd der Tarif nummer ex 
28.20 A des Gemeinsamen Zolltarifs 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme des Verordnungsentwurfs 
der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Während der letzten Jahre ließ sich eine wesent- 
liche und ständige Ausweitung der gemeinschaft- 
lichen Aluminiumproduktion feststellen, die eine 
ebenso große Steigerung des Aluminiumoxydbe- 
darfs bestimmter Gemeinschaftsunternehmen zur 
Folge hatte. Die Aluminiumoxydproduktion der Ge- 
meinschaft und bestimmter assoziierter Länder 
reicht augenblicklich und auf noch unbegrenzte Zeit 
nicht zur Deckung dieses Bedarfs aus. Demnach ist 
die Versorgung der Gemeinschaft augenblicklich in 
nicht unbedeutendem Maße von Einfuhren aus drit- 
ten Ländern abhängig. Es dürfte daher angezeigt 
sein, den für diese Ware geltenden Zollsatz des Ge- 
meinsamen Zolltarifs für ein Jahr und für eine aus- 
reichende Menge teilweise auszusetzen. Die Ein- 
führung eines derartigen Gemeinschaftszollkontin- 
gents dürfte für die Gemeinschaftsproduktion nicht 
nachteilig sein. Es ist demnach zweckmäßig, ein Ge- 
meinschaftszollkontingent in Höhe von 55 000 Ton- 
nen zum Zollsatz von 4 Vo zu eröffnen. 

Es ist vor allem zu gewährleisten, daß alle Impor- 
teure der Gemeinschaft den gleichen und konti- 
nuierlichen Zugang zu dem Kontingent haben und 
daß der vorgesehene Kontingentszollsatz auf sämt- 
liche Einfuhren der genannten Ware in alle Mit- 
gliedstaaten bis zur Ausschöpfung dieses Kontin- 
gents fortlaufend angewendet wird. Dem Gemein- 
schaftscharakter dieses Kontingents kann unter Be- 
rücksichtigung vorgenannter Grundsätze dadurch 
entsprochen werden, daß der Ausnutzung des Ge- 
meinschaftszollkontingents eine Aufteilung des Vo- 
lumens auf die Mitgliedstaaten zugrunde gelegt 
wird. Um die tatsächliche Marktentwicklung bei 
dieser Ware bestmöglich zu berücksichtigen, ist 
diese Aufteilung entsprechend dem Bedarf der Mit- 
gliedstaaten vorzunehmen, der sowohl nach den 
statistischen Angaben über die während eines re- 
präsentativen Bezugszeitraums getätigten Einfuhren 
aus nicht assoziierten dritten Ländern als auch nach 
den Wirtschaftsaussichten für 1970 zu berechnen ist. 


Während der letzten drei Jahre, über die voll- 
ständige statistische Angaben vorliegen, verteilen 
sich die Einfuhren der betreffenden Ware aus nicht 
assoziierten dritten Ländern prozentual wie folgt: 


Bundesrepublik 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

Belgisch-Luxemburgische 

Wirtschaftsunion 


1966 1967 1968 


45,85 

»/o 

88,22 

Vo 

56,28 

o/o 

19,19 

“/o 

3,97 

Vo 

36,30 

o/o 

27,30 

»/o 

6,49 

o/o 

5,08 

o/o 

7,42 

«/o 

0,27 

o/o 

1,61 

o/o 

0,24 

Vo 

1,05 

o/o 

0,73 

o/o 


Auf Grund der bedeutenden Schwankungen, die 
sich den Prozentsätzen entnehmen lassen, läßt sich 
der tatsächliche Bedarf der Mitgliedstaaten nicht 
genau vorausschätzen. Um trotz der in den Mit- 
gliedstaaten nicht genau feststehenden Ausgangs- 
zahlen eine gerechte Aufteilung des betreffen- 
den Gemeinschaftszollkontingents zu ermöglichen, 
dürfte sich die erste Beteiligung an dem Zollkontin- 
gent für 1970 annähernd belaufen auf: 


Bundesrepublik Deutschland 63 % 

Frankreich 20 ^/o 

Italien 13Vo 

Niederlande 3 Vo 

Belgisch-Luxemburgische Wirtschaftsunion . , 1 Vo 


Um der tatsächlichen Entwicklung der Einfuhren 
dieser Ware in die Mitgliedstaaten Rechnung zu 
tragen, ist die Kontingentsmenge von 55 000 Tonnen 
in zwei Raten zu teilen; die erste Rate wird auf die 
einzelnen Mitgliedstaaten aufgeteilt, während die 
zweite Rate als Reserve zur späteren Deckung des 
Bedarfs derjenigen Mitgliedstaaten bestimmt ist, 
die ihre ursprüngliche Quote ausgenutzt haben. Da 
sich die Bedarfsentwicklung in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten nicht einmal annähernd genau voraus- 
schätzen läßt, ist die erste Rate des Kontingents 
relativ hoch anzusetzen, wobei jedoch eine best- 
mögliche Anpassung der verfügbaren Kontingents- 
menge an den Bedarf des einzelnen Mitgliedstaates 
möglich sein muß. Unter diesen Umständen könnte 
die erste Rate 60 v. H. der Kontingentsmenge be- 
tragen. Auf dieser Grundlage berechnet, beträgt 
die erste Rate 33 000 Tonnen, die zweite Rate in 
Höhe von 22 000 Tonnen bildet die Reserve. 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/287 


Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgenutzt wer- 
den; um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschalten, sollte jeder Mit- 
gliedstaat, der seine ursprüngliche Quote fast aus- 
geschöpft hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote 
auf die Reserve vornehmen. Diese Ziehung muß 
jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine zusätz- 
liche Quote fast ausgenutzt ist und soweit noch eine 
Reservemenge vorhanden ist. Die ursprünglichen 
und die zusätzlichen Quoten müssen bis zum Ende 
des Kontingentszeitraumes gelten. Diese Art der 
Verwaltung erfordert eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission, 
die vor allem den Stand der Ausschöpfung der Kon- 
tingentsmenge verfolgen und die Mitgliedstaaten 
davon unterrichten können muß. 

Ist in einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraumes in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Mit- 
gliedstaat einen erheblichen Prozentsatz davon auf 
die Reserve übertragen, damit nicht ein Teil des 
Gemeinschaftszollkontingents in einem Mitglied- 
staat ungenutzt bleibt, während er in anderen Mit- 
gliedstaaten verwendet werden könnte — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1970 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Aluminiumoxyd der Ta- 
rifnummer ex 28.20 A im Rahmen eines Gemein- 
schaftszollkontingents von 55 000 Tonnen auf 4 Vo 
ausgesetzt. 

Artikel 2 

1. Eine erste Rate dieses Gemeinschaftszollkontin- 
gents wird auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt; 
als Quoten, die vorbehaltlich von Artikel 5 bis 
zum 31. Dezember 1970 gelten, werden für die 
einzelnen Mitgliedstaaten festgesetzt: 


Bundesrepublik Deutschland .. 20 790 Tonnen 

Frankreich 6 600 Tonnen 

Italien 4 290 Tonnen 

Niederlande 990 Tonnen 

Belgisch -Luxemburgische 

Wirtschaftsunion 330 Tonnen 


2. Die zweite Rate in Höhe von 22 000 Tonnen bil- 
det die Reserve. 

Artikel 3 

1. Hat ein Mitgliedstaat seine gemäß Artikel 2 Ab- 
satz 1 festgesetzte ursprüngliche Quote — oder 
bei Anwendung von Artikel 5 die gleiche Quote 
abzüglich der auf die Reserve übertragenen 
Menge — zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
nimmt er unverzüglich durch Mitteilung an die 


Kommission, soweit die Reservemenge aus- 
reicht, die Ziehung einer zweiten Quote in Höhe 
von 40 V. H. seiner ursprünglichen Quote vor. 

2. Ist nach Ausnutzung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
nimmt dieser Mitgliedstaat unverzüglich durch 
Mitteilung an die Kommission, soweit die Re- 
servemenge ausreicht, die Ziehung einer dritten 
Quote in Höhe von 20 v. H. seiner ursprüng- 
lichen Quote vor. 

3. Ist nach Ausnutzung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt die- 
ser Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Ziehung 
einer vierten Quote in Höhe der dritten Quote 
vor. Dieses Verfahren findet sinngemäß bis zur 
Ausnutzung der Reserve Anwendung. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 kann je- 
der Mitgliedstaat niedrigere Quoten ziehen als 
in diesen Absätzen vorgesehen, wenn Grund zur 
Annahme besteht, daß diese nicht ausgenutzt 
werden könnten. Er teilt der Kommission mit, 
weshalb er sich zur Anwendung der Bestimmun- 
gen dieses Absatzes veranlaßt gesehen hat. 

Artikel 4 

Die gemäß Artikel 3 gezogenen zusätzlichen 
Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1970. 

Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote 
am 15. September 1970 nicht völlig ausgenutzt, so 
überträgt er spätestens am 10. Oktober 1970 von 
der nicht genutzten Menge den Teil, der 20 v. H. 
seiner ursprünglichen Quote übersteigt, auf die Re- 
serve. Er kann eine größere Menge übertragen, 
wenn Grund zur Annahme besteht, daß die betref- 
fende Menge nicht ausgenutzt werden könnte. 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission späte- 
stens am 10. Oktober 1970 mit, welche Menge der 
betreffenden Ware er bis zum 15. September 1970 
einschließlich tatsächlich eingeführt und auf das Ge- 
meinschaftszollkontingent angerechnet hat, sowie 
gegebenenfalls den Teil seiner ursprünglichen 
Quote, den er auf die Reserve überträgt. 

Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von 
den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffne- 
ten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitglied- 
staaten vom Stand der Ausnutzung der Reserve, so- 
bald ihr die Mitteilungen darüber eingehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens 
zum 15. Oktober 1970 über die Reservemenge, die 
nach den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten 
Übertragungen verbleibt. 
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Sie sorgt dafür, daß sich die Ziehung, mit der die 3 
Reserve vollständig ausgeschöpft wird, auf die ver- | 
fügbare Restmenge beschränkt, und gibt zu diesem ^ 
Zweck dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung ■ 
vornimmt, den Restbetrag an. | 4 


Artikel 7 

1. Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maß- 
nahmen, damit die gemäß Artikel 3 gezogene 
zusätzliche Quoten fortlaufend auf seinen kumu- 
lierten Anteil am Gemeinschaftszollkontingent 
angerechnet werden können 

2. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Ware nach Maßgabe der Gestel- 
lung der betreffenden Ware bei der Zollstelle 
mit einer Anmeldung zwecks Abfertigung zum 
freien Verkehr auf ihre Quoten an. 


- 6 . Wahlperiode 

Jeder Mitgliedstaat garantiert den in seinem 
Gebiet ansässigen Importeuren der betreffenden 
Ware freien Zugang zu den ihm zugeteilten 
Quoten. 

Der Stand der Ausnutzung der Quoten der ein- 
zelnen Mitgliedstaaten wird an Hand der gemäß 
Absatz 2 angerechneten Einfuhren festgestellt. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach dem 
Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Entwurf für eine Verordnung des Rates 
über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemein- 
schaf tszollkontingents für Ferrosiliziumchrom der Tarifnummer 
73.02 E II des Gemeinsamen Zolltarifs 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

nach Kenntnisnahme des Verordnungsentwurfs 
der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die gemeinschaftliche Erzeugung von Ferrosili- 
ziiimchrom dürfte 1970 zur Deckung des Bedarfs der 
Abnehmerindustrien der Mitgliedstaaten nicht aus- 
reichen. Daher wird die Versorgung der Gemein- 
schaft mit dieser Ware im Jahre 1970 zu einem nicht 
unbeträchtlichen Teil von Einfuhren aus dritten Län- 
dern abhängen. Es dürfte angebracht sein, den für 
diese Ware geltenden Zollsatz des Gemeinsamen 
Zolltarifs für ein Jahr und für eine ausreichende 
Menge teilweise auszusetzen. Die Einführung eines 
derartigen Gemeinschaftszollkontingents dürfte für 
die Gemeinschaftserzeugung keine nachteiligen Fol- 
gen haben. 

Nach den verfügbaren Informationen liegt der 
durch das Gemeinschaftskontingent zu deckende Ein- 
fuhrbedarf der Gemeinschaft aus dritten Ländern 
weit über 10 000 Tonnen. Um die Entwicklungsaus- 
sichten dieses Produktionszweiges in der Gemein- 
schaft nicht zu beeinträchtigen, dürfte es indessen 
angebracht sein, in dieser Verordnung nur eine 
Kontingentsmenge in Höhe von 8000 Tonnen zu 
einem Zollsatz von 4 Vo in Betracht zu ziehen. 

Es ist vor allem zu gewährleisten, daß alle Im- 
porteure der Gemeinschaft den gleichen kontinuier- 
lichen Zugang zu dem Kontingent haben und der 
vorgesehene Kontingentszollsatz auf sämtliche Ein- 
fuhren der genannten Ware in allen Mitgliedstaaten 
bis zur vollständigen Ausschöpfung dieses Kontin- 
gents fortlaufend angewendet wird. Dem Gemein- 
schaftscharakter dieses Kontingents kann unter Be- 
rücksichtigung vorgenannter Grundsätze dadurch 
entsprochen werden, daß der Ausnutzung des Ge- 
meinschaftszollkontingents eine Aufteilung des 
Volumens auf die Mitgliedstaaten zugrunde gelegt 
wird. Um die tatsächliche Marktentwicklung best- 
möglich zu berücksichtigen, ist diese Aufteilung ent- 
sprechend dem Bedarf der Mitgliedstaaten vorzu- 
nehmen, der sowohl nach den statistischen Angaben 


über die während eines repräsentativen Bezugszeit- 
raums getätigten Einfuhren aus nicht assoziierten 
I dritten Länder als auch nach den Wirtschaftsaus- 
sichten für 1970 zu berechnen ist. 

Während der letzten drei Jahre, für die vollstän- 
dige statistische Angaben vorliegen, verteilen sich 
die Einfuhren der betreffenden Ware aus nicht asso- 
ziierten dritten Ländern prozentual wie folgt: 


Bundesrepublik 

1966 

1967 

1968 

Deutschland 

50,97 

47,70 

38,79 

Frankreich 

15,34 

11,48 

12,21 

Italien 

32,83 

39,02 

47,98 

Niederlande 

Belgisch-Luxemburgische 

0,48 

— 

0,07 

Wirtschaftsunion 

0,38 

1,80 

0,95 


Um vorstehenden statistischen Angaben wirklich 
gerecht zu werden, ist indessen zu berücksichtigen, 
daß sich durch die Eröffnung eines Gemeinschafts- 
zollkontingents das prozentuale Verhältnis des 
früheren Warenaustausches der Mitgliedstaaten mit 
dritten Ländern erheblich ändern kann. Angesichts 
dieser Tatsachen und der voraussichtlichen Entwick- 
lung des Ferrosiliziumchrommarktes im Jahre 1970 
läßt sich die erste Beteiligung an der Kontingents- 
menge prozentual wie folgt veranschlagen; 

Bundesrepublik Deutschland 33 


Frankreich 10,7 

Italien 55 

Niederlande 0,3 


Belgisch-Luxemburgische Wirtschaftsunion ... 1 

Um der möglichen Entwicklung der Einfuhren 
dieser Ware in die einzelnen Mitgliedstaaten Rech- 
nung zu tragen, ist die Kontingentsmenge von 
8000 Tonnen in zwei Raten zu teilen; die erste Rate 
wird auf die einzelnen Mitgliedstaaten aufgeteilt, 
während die zweite Rate als Reserve zur späteren 
Deckung des Bedarfs derjenigen Mitgliedstaaten 
bestimmt ist, die ihre ursprüngliche Quote ausge- 
nutzt haben. Da sich die Bedarfsentwicklung in den 
einzelnen Mitgliedstaaten nicht einmal annähernd 
genau vorausschätzen läßt, ist die erste Rate des 
Kontingents relativ hoch anzusetzen, wobei jedoch 
eine bestmögliche Anpassung der verfügbaren 
Menge an den Bedarf der einzelnen Mitgliedstaaten 
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möglich sein muß. Unter diesen Umständen könnte 
die erste Rate 60 v. H. der Kontingentsmenge be- 
tragen. Auf dieser Grundlage berechnet, beträgt die 
erste Rate 4800 Tonnen, die zweite Rate in Höhe 
von 3200 Tonnen bildet die Reserve. 

Die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
können mehr oder weniger rasch ausgeschöpft wer- 
den; um dieser Tatsache Rechnung zu tragen und 
Unterbrechungen auszuschalten, sollte jeder Mit- 
gliedstaat, der seine ursprüngliche Quote fast aus- 
geschöpft hat, die Ziehung einer zusätzlichen Quote 
auf die Reserve vornehmen; diese Ziehung muß 
jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn seine zusätz- 
lich gewährten Quoten fast ausgenutzt sind und so- 
weit noch eine Reservemenge vorhanden ist; die 
ursprünglichen Quoten müssen bis zum Ende des 
Kontingentszeitraums gelten. Diese Art der Ver- 
waltung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission, die 
vor allem den Stand der Ausnutzung der Kontin- 
gentsmenge verfolgen und die Mitgliedstaaten da- 
von unterrichten können muß. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem der Mitgliedstaaten eine 
größere Restmenge vorhanden, so muß dieser Staat 
einen erheblichen Prozentsatz davon auf die Reserve 
übertragen, damit nicht ein Teil des Gemeinschafts- 
zollkontingents in einem Mitgliedstaat ungenutzt 
bleibt, während er in anderen Mitgliedstaaten ver- 
wendet werden könnte — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Bis zum 31. Dezember 1970 wird der Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs für Ferrosiliziumchrom der 
der Tarifnummer 73.02 E II des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs im Rahmen eines Gemeinschaftszollkontin- 
gents von 8000 Tonnen auf 4 Vo ausgesetzt. 


Artikel 2 

1. Eine erste Rate dieses Gemeinschaftszollkontin- 
gents in Höhe von 4800 Tonnen wird auf die 
Mitgliedstaaten aufgeteilt; als Quoten, die vor- 
behaltlich von Artikel 5 bis zum 31. Dezember 
1970 gelten, werden für die einzelnen Mitglied- 


staaten festgesetzt: 

Bundesrepublik Deutschland .... 1 584 Tonnen 

Frankreich 514 Tonnen 

Italien 2 640 Tonnen 

Niederlande 14 Tonnen 

Belgisch-Luxemburgische 

Wirtschaftsunion 48 Tonnen 


2. Die zweite Rate in Höhe von 3200 Tonnen bildet 
die Reserve. 


Artikel 3 

1. Hat ein Mitgliedstaat seine gemäß Artikel 2 
Absatz 1 festgesetzte ursprüngliche Quote — 
oder bei Anwendung von Artikel 5 die gleiche 
Quote abzüglich der auf die Reserve übertra- 
genen Menge — zu 90 v. H. oder mehr ausge- 
nutzt, so nimmt er unverzüglich durch Mitteilung 
an die Kommission, soweit die Reservemenge 
ausreicht, die Ziehung einer zweiten Quote in 
Höhe von 40 v. H. seiner ursprünglichen Quote 
vor. 

2. Ist nach Ausnutzung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
nimmt dieser Mitgliedstaat unverzüglich durch 
Mitteilung an die Kommission, soweit die 
Reservemenge ausreicht, die Ziehung einer 
dritten Quote in Höhe von 20 v. H. seiner ur- 
sprünglichen Quote vor. 

3. Ist nach Ausnutzung der zweiten Quote die 
dritte von einem Mitgliedstaat gezogene Quote 
zu 90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt 
dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 2 die Zie- 
hung einer vierten Quote in Höhe der dritten 
Quote vor. Dieses Verfahren wird sinngemäß 
bis zur völligen Ausnutzung der Reserve an- 
gewendet. 

4. Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 kann 
jeder Mitgliedstaat niedrigere Quoten ziehen 
als in diesen Absätzen vorgesehen, wenn Grund 
zur Annahme besteht, daß diese nicht ausgenutzt 
werden könnten. Er teilt der Kommission mit, 
weshalb er sich zur Anwendung der Bestimmun- 
gen dieses Absatzes veranlaßt gesehen hat. 


Artikel 4 

Die gemäß Artikel 3 gezogenen zusätzlichen 
Quoten gelten bis zum 31. Dezember 1970. 


Ar t i k e 1 5 

Hat ein Mitgliedstaat seine ursprüngliche Quote 
am 15. September 1970 nicht völlig ausgenutzt, so 
überträgt er spätestens am 10. Oktober 1970 von 
der nicht genutzten Menge den Teil, der 20 v. H. 
seiner ursprünglichen Quote übersteigt, auf die 
Reserve. Er kann eine größere Menge übertragen, 
wenn Grund zur Annahme besteht, daß die be- 
treffende Menge nicht ausgenutzt werden könnte. 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission späte- 
stens am 10. Oktober 1970 mit, welche Mengen der 
betreffenden Ware er bis zum 15. September 1970 
einschließlich tatsächlich eingeführt und auf das 
Gemeinschaftszollkontingent angerechnet hat, sowie 
gegebenenfalls den Teil seiner ursprünglichen 
Quote, den er auf die Reserve überträgt. 
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Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von 
den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 er- 
öffneten Quoten und unterrichtet die einzelnen Mit- 
gliedstaaten vom Stand der Ausnutzung der 
Reserve, sobald ihr die Mittteilungen darüber ein- 
gehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens 
zum 15. Oktober 1970 über die Reservemenge, die 
nach den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten 
Übertragungen verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die 
Reserve vollständig ausgeschöpft wird, auf die ver- 
fügbare Restmenge beschränkt bleibt und gibt zu 
diesem Zweck dem Mitgliedstaat, der die letzte 
Ziehung vornimmt, den Restbetrag an. 

Artikel 7 

1. Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen 
Maßnahmen, damit die gemäß Artikel 3 gezo- 
genen zusätzlichen Quoten fortlaufend auf seinen 
kumulierten Anteil am Gemeinschaftszollkontin- 
gent angerechnet werden können. 


2. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Ware nach Maßgabe der Gestellung 
dieser Ware bei der Zollstelle mit einer An- 
meldung zwecks Abfertigung zum freien Ver- 
kehr auf ihre Quoten an. 

3. Jeder Mitgliedstaat garantiert den in seinem 
Gebiet ansässigen Importeuren der betreffenden 
Ware freien Zugang zu den ihm zugeteilten 
Quoten. 

4. Den Stand der Ausnutzung der Quoten der ein- 
zelnen Mitgliedstaaten wird an Hand der gemäß 
Absatz 2 angerechneten Einfuhren festgestellt. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 
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i Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach dem 
Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
! päischen Gemeinschaften in Kraft. 

I Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
' bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
i Staat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Italienische Republik hat gemäß Artikel 28 
des Vertrages beantragt, daß für 1970 der Zollsatz 
des Gemeinsamen Zolltarifs für Aluminiumoxyd der 
Tarifnummer ex 28.20 A des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs für eine begrenzte oder unbegrenzte Menge 
vollständig ausgesetzt wird. 

Sie hat ferner auf der Grundlage des gleichen Ver- 
tragsartikels die Eröffnung eines zollfreien Gemein- 
schaftszollkontingents für Ferrosiliziumchrom der 
Tarifnummer 73.02 E II des Gemeinsamen Zolltarifs 
beantragt, an dem Italien mit 10 000 Tonnen be- 
teiligt werden möchte. In beiden Fällen soll im 
wesentlichen die Versorgung der Abnehmerindu- 
strien unter derart günstigen Bedingungen gewähr- 
leistet werden, daß sie ebensogut dastehen wie 
Industrien, die in der Gemeinschaft erzeugte Grund- 
stoffe verwenden. Die erhebliche Ausweitung der 
Gemeinschaftsproduktion an Aluminium und Ver- 
arbeitungserzeugnissen aus Ferrosiliziumchrom hat 
tatsächlich zumindest vorübergehend zu einem Eng- 
paß in der Versorgung mit derartigen Gemein- 
schaftsgütern geführt, der sich nur durch eine Ver- 
sorgung auf dem Weltmarkt beheben läßt. 

2. Der erste Antrag ist auf einer Sitzung der Ge- 
mischten Gruppe der Regierungssachverständigen für 
den Gemeinsamen Zolltarif geprüft worden. Wäh- 
rend dieser Sitzung ergab sich, daß eine bloße Aus- 
setzung des Gemeinsamen Zolltarifs nicht von allen 
Delegationen befürwortet werden konnte, dagegen 
die Einführung eines Gemeinschaftszollkontingents 
für alle annehmbar war. 

3. Die beiden Anträge wurden bei einem Konsul- 
tationsverfahren von Sachverständigen aller Mit- 
gliedstaaten unter dem Aspekt Gemeinschaftszoll- 
kontingent geprüft. Dabei ergab sich folgendes: 

a) Antrag betreffend Aluminiumoxyd: Man könnte 
sich einstimmig auf ein Zollkontingent mit einem 
Zollsatz von ungefähr der Hälfte des Zollsatzes 
des Gemeinsamen Zolltarifs, d. h. etwa 4”/o, 
einigen. Doch wenn sich auch die anderen Mit- 
gliedstaaten außer Italien mit der Eröffnung 
eines derartigen Zollkontingents für 1970 in 
Höhe von annähernd dem italienischen Bedarf 
bereit erklären konnten, so wünschten sie je- 
doch, bei der Aufteilung der Kontingentsmenge 
nur mit ganz geringen Quoten beteiligt zu wer- 
werden. 

b) Antrag betreffend Ferrosiliziumchrom: Zur Zeit 
läßt sich noch nicht sagen, welche Mengen 1970 
in der Gemeinschaft erzeugt werden, jedoch 
werden sie in jedem Falle zur Deckung eines 


i Großteils des von den Mitgliedstaaten, vor allem 
■ von dem antragstellenden Mitgliedstaat, ange- 
meldeten Bedarfs ausreichen. Bei der Berechnung 
der in Betracht zu ziehenden Kontingentsmenge 
und der Festsetzung des diesbezüglichen Kon- 
tingentszollsatzes sind daher diese Überlegungen 
zu berücksichtigen. 

4. Der beigefügte Verordnungsentwurf für das Ge- 
meinschaftszollkontingent für Aluminiumoxyd be- 
rücksichtigt die Wünsche aller Mitgliedstaaten inso- 
weit, als diese Wünsche mit dem Gemeinschafts- 
charakter des betreffenden Zollkontingents, vor 
allem aber mit den bisher bei der Aufteilung und 
Verwaltung von Gemeinschaftszollkontingenten be- 
folgten Grundsätzen in Einklang stehen. 

Daher wird vorgeschlagen, die geplante Kontin- 
gentsmenge von 55 000 Tonnen in zwei Raten zu 
teilen, wobei unter möglichst weitgehender Berück- 
sichtigung der Wirtschaftsaussichten für 1970 die 
erste Rate in Höhe von 60 Vo dieser Menge auf die 
Mitgliedstaaten je nach ihrem früheren Bedarf auf- 
geteilt wird. Die zweite Rate in Höhe von 40 Vo 
der Kontingentsmenge bildet die Gemeinschafts- 
reserve. 

5. Für Ferrosiliziumchrom wurde unter Berück- 
sichtigung der zur Zeit noch nicht feststehenden 
Verfügbarkeiten in der Gemeinschaft im Jahre 1970 
eine Kontingentsmenge von 8000 Tonnen vorge- 
sehen. Es wird vorgeschlagen, dieses Kontingent mit 
einem Kontingentszollsatz zu versehen, der etwas 
mehr als die Hälfte des Satzes des Gemeinsamen 
Zolltarifs beträgt, damit die Gemeinschaftsproduk- 
tion so geschützt wird, wie sie es erwarten kann. 

Bei den Einzelheiten für die Aufteilung und Ver- 
waltung des Kontingents für diese Ware stützte 
man sich weitgehend auf das Kontingent für Alu- 
miniumoxyd, so daß die Quoten entsprechend den 
bisher bei den übrigen Zollkontingenten befolgten 
Regeln zugeteilt werden (Berechnung auf der Grund- 
! läge des früheren Bedarfs und der Wirtschaftsaus- 
I sichten für 1970) und die Einführung einer Gemein- 
schaftsreserve vorgesehen ist. 

6. Zusätzlich hierzu ist zu bemerken, daß, wie 
es im übrigen auch die Italienische Republik mit- 
geteilt hat, die in den anliegenden Entwürfen vor- 

I gesehenen vom Gemeinsamen Zolltarif abweichen- 
den Maßnahmen nur den Zweck haben, den vorüber- 
j gehenden unzureichenden Verfügbarkeiten in der 
I Gemeinschaft zu begegnen. Diese Maßnahmen 
haben daher einen vorübergehenden außergewöhn- 
lichen Charakter und können somit keinen Präze- 
; denzfall für die Zukunft darstellen. 
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